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Ein Volks b lat t.

Dienstags und Freitags erscheint eine Nummer in V, Bogen . Ter V.vraü .sbezahtnngsprcis ist für auswärtige Abonnenten, ein¬

schließlich des Oldcnburgischcn P.ostvorto's, vierteljährlich 36 Gr . ; für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr . frei ins Haus.

VH. .jgtllMIK. Freitag , den 9 . August 1850. 64.

Die Geistlichkeit,

„diese schwarze GcnSdarmcrie der Rcaction " *) , rückt

mm , » achdcm sic früher schon im Bunde mit der Bü¬

rokratie recht tüchtig gegen Misere freisinnige Staats-

Verfassung angckämpst , mit aller Kraft gegen unsere

Kirchcnverfassung in das Feld . Sie will , wie ein

Stimmführer derselben in Nr . 6t des „ Sogenannten"

berichtet , mit „ echt evangelisch lutherischem

Geiste , mit Verachtung gegen den Götzen

her Menge in die Schranken treten " , ja sie

will selbst „ bis zum Märtirerthum sich erheben , es für

eine 'Ehre halten,,für ihre lleberzcngung

zu leiden . " Ihr Schlachtruf ist zwar nicht der ihrer

würdigen Vorgänger : „ Zur .Ehre Gottes !. " unter

welchem diese Hundcrtausendc ihrer - Mitmenschen auf

den Scheiterhaufen führen oder ans sonstige Weise

hinschlachten ließen , abcr . es klingt nicht minder hoch:

„Für die Ehre der Kirche ! " Unter diesem hohen

Banner will sic ihre getreue Schaar sammeln ,und

„wenn auch mit banger Besorgnis ", doch mit

„Muth " und „ Entschlossenheit"  in den Wahl¬

kampf ziehen. Sie will , so lautet ihr Schlachtplan

weiter , „ im Sinn der Kirche Christi über die

Revision der Kirchcnverfassung und des

Wahlgesetzes , so . wie . über die Wicd .cran-

knnpfung der  so schroff .,,und üb .ppeflt ab .ge¬

brochenen Verbindung mit  Lein Staate An¬

trag c bestimmt formulircn , und , .deren An¬

nahme von .der Shnode .verlgugerf "^ . Dringt

sie hicmit . nicht durch, , dann „auf Schluß odpr

Vertagung der Synode aiitragcn ", - und .bleibt auch, dies

ohne Erfolg , in Gcsammtheit „aus treten und

weitere . Entwicklung erwarten,2

— 7—^ ' ,ii; ' . . . ^

' ) Daß cS darunter manche ehrenwerthe Ausnahme»

gsebt, braucht ŵghl kaum erwähgt zu zverdui,, -

Wer kann hiernach noch leugnen wollen , daß . un¬

sere .Geistlichen nicht muthige und entschlossene Streiter

der Kirche sind , und daß sic nicht „Einsicht und

Gesinnung"  genug besitzen, einen ihrer Sache wür¬

digen Schlachtplan zu entwerfen . Sie will bestimmte

Anträge stellen und , wenn solche nicht durchdrungen , —

zu Hause gehen. Ja bis zu diesem äußersten Punkt

will die Geistlichkeit Vorgehen , renn sic hat beschlossen,

„f ür ihre Ueberzcugung zu leiben . " Sie kann

nicht anders ; „die old enb .urgischcn Geistlichen

.können unmöglich dulden , daß , sic als

Ritter der traurigen Gestalt vor Mit-

H n d N a ch weit  st eh cn ";  wer , weiß , ob sie nicht

unter Umständen so kirchenmuthig sein würden , mit

Feuer und Schwert gegen ihre Gegner , iills Feld zu

ziehen , d. b. wenn sic nur , wie ihre edlen Vorgänger,

Hände finden könnten , die sich von ibnen sanatisircn

lassen wollten . . ,

,Doch hosscnllich wird den Geistlichen der Kampf

um ihre Herrschaft nicht ganz schwer werken , denn das

oldcnburgischc, , protestantische Volk wird schon in dem

einen  Jahre , während dessen die Kirchcnverfassung

in Wirksamkeit ist, zur Einsicht gekommen sein, daß, wie

auf dem politischen , so auch aus dem kirchlichen

Gebiete Freiheit das größte Unglück, dagegen Unfreiheit,

Zwang , ja jeglicher Druck von oben, . er bestehe worin

er wolle , die größte Wohlthat für ein . Volk sei und

daher,cs nicht niftcrlassen, renmüthig und in christlicher

TsWiith ' unter die Herrschaft ihrer .Geistlichen zurück

zu kriechen. ,
. Wir trauen unserer Geistlichkeit zu , das; sie sich der

Mühe , wohl unterziehen wird - ,. ,den Gemeinden die

Männer zu bezeichnen und dringend anzucmpfchlen,

welche, sich,vorzugsweise für die nächste Synode eignen,

damit nicht wieder , wie, .hei der-, Wahl zur constituiren-

den . Synode ., ,,dem . rohen Griffe der Masse
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Einsicht und Gesinnung sich entziehen ; da¬
mit also Männer in die Synode kommen, welche
„Einsicht und Gesinnung " genug besitzen, den
Anträgen der Geistlichen nicht entgegen zu treten, und
die Lehren des „ Gtaubensbot ên " (Dank dem
„Sogenannten"  für die Mittbeilungcnderselben)
für die einzig und allein richtigen anzucrkcniien. Die
daher mit dem „Glaubensbotcn" der UcbcrzcÜgung
leben, „daß das Recht, der Blick und die
Erfahrung der Gemeinden nicht weiter
reicht , als höchstens den Kirchcnrath aus
der Zahl derjenigen zu ergänzen , welche
dazu vom Kirchenrath für würdig erklärt
werden ", daß überhaupt  nicht die Gemeinden,
sondern  nur die Geistlichkeit , Kraft ihres Amtes,
mit Hinzuziehung der Kirchenältesten, das Kirchcnregiment
zu führen hat;

daß ferner der Art. 2. unserer Kirchenverfassung,
wornach„keine Beschränkung der Glaubens- und Ge¬
wissensfreiheit geduldet werden soll, weder durch Be-
kenntnißschriftcn.noch durch kirchliche Anordnungen und
Einrichtungen" — wieder zu streichen und statt dessen
ein b estimmtcs Glaubensbekenntniß  aufzustellen
und ferner genau vorzuschreiben ist, welche kirchliche
Handlungen jedes  Mitglied der Kirche zu verrichten
hat. bei Strafe des Ausschlusses;

und daß endlich die Verbindung mit dem Staate
wieder hcrgcstellt werden muß, damit dieser der
Geistlichkeit die nothwendige Macht leihe,
um ihren Vorschriften auch den gehörigen Nachdruck geben
zu können.

Die Herren Geistlichen wollen zur „Ehre der
Kirche"  nichts weiter als Priestcrherrschaft, Gcwisscns-
und Glaubenszwang, und wer wollte ihnen dazu die
Unterstützung wohl versagen, da doch Jedermann diese
so leicht geben kann, wenn er nur hübsch vom Wähl-
tcrmin wegbleibt.

Doch nun noch ein paar Worte des Ernstes an
Euch, Ihr Wähler. Aus dem Obigen werdet Ihr zur
Genüge ersehen haben, daß die Reaction darauf ausgeht.
Euch jegliche Freiheit, welche Ihr auf dem kirchlichen
Gebiete errungen habt, wieder' zu entreißen. "Hat daher
die Kirchenvcrfassungund das damit verbundene Wahl¬
gesetz nur irgend einen Werth für Euch, seid Ihr in
Stumpfsinn und Gleichgültigkeit noch nicht so weit ver¬
fallen, baß es Euch einerlei ist, ob Ihr in Freiheit oder
Knechtschaft lebt, nun dann geht hin und wählet Män¬
ner in die Synode, von denen Ihr überzeugt seid, daß
sie kämpfen für Eukr Recht, für Eure Freiheit! —wählt
Männer, von denen Ihr wißt, daß sie Kraft und Energie

genug besitzen, der andringenden Reaction einen haltbaren
Damm entgegen zu setzen. Ist cs der Reaction erst gelungen.
Euch auf dem kirchlichen Gebiete zu knechten, dann seid
versichert, wird sie nicht säumen. Euch auch Eure poli¬
tischen Rechte und Freiheiten zu nehmen. Also, aus zum
Wählkampf, denn es gilt Finsterniß  oder Licht —
Knechtschaft  oder Freiheit.

Beitrag zur Kirchenkaffe in der Pfarrgemeinde
Oldenburg.

(Schluß.)
Aber, wirft man ein,  durch die Octroi steuern'auch

Katholiken, Juden, Baptisten, und cs ist ungerecht, des¬
halb davon Einkünfte zu evangelischen Kirchenzwecken
zu verwenden. Wir antworten zunächst, daß wir uns
hier als cväsig'elischc Kirchengenossen betrachten und als
solche den in der Octroi begriffenen Theil unserer Kir¬
chensteuer in Anspruch nehmen. Wir sind weit davon
entfernt, etwaige Rechte der Katholiken, Juden, Baptisten
zu kränke», maßen uns aber auch nicht än, deren Rechte
zu vertreten, das müssen wir ihnen selbst oder Denen
überlassen, die dazu berufen find.

Und, fragen wir weiter, höbt denn, wenn die evan¬
gelischen Kirchcngenoffen in Oldenburg aus ihr Recht
an der Octroi verzichten, alle Ungerechtigkeit in den be¬
stehenden Parochialverhältnissen verschiedener Glaubens¬
genossen sofort auf? Angenommen, ein Katholik oder
Jude zieht ins Stadtgebiet wenige Schritte über die
Stadtgrenze hinaus, muß er dann nicht nach wie vor vvn
seinem Grundbesitz evasigelische Kirchensteuer zählen? Und
die evangelischen Kirchesitzenossen rm Münsteklande. müssen
die nicht noch diesen Augesibiick katholische Kircheiilsisten
tragen? Das muß Und wirb a'ufhörcn, aber zur"Zeit,
wo solche Verhältnisse noch bestehen, kann die Derthei-
bigung des Parochialrichts der evangelischen Kirche in
Oldenburg, so lange als cvän'gelische Kirchcngcnöffen
anderswo unter Parochialrechten einer aiidcrn Kirche zu
leiden haben, nicht als Inhumanität erscheinen, ibeikn
sie Nur ausgeführt wird nicht um auf Kosten anderer
Glaubensgenossen zu gewinnen, um ihren Glbubensge-
nossen an ändern Orten die Parität zu erstreben.

Im Sinne dieses Aufsatzes ist in der leider sehr
kleinen Gemcindeversammlungam IS. Juli der Antrag
gestellt: für den städtischen Theil vir evangelischen Kir-
chengemeinde dessen'Beitrag zur Kirchenkasse aus der mit
der Siädtkasse vereinigten Octroikassc als ein Recht in
Anspruch zu nehmen bis dahin, daß der Beitragsfuß für
die Kirchensteuer durch ein Kirchengcsetz geordnet seinwerde.

Dieser Antrag ist von der Versammlung zum Be-
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schluß erhoben, in Folge dessen das Organ der Ge¬
meinde, dcrKirchcnrath, den Anspruch bei der weltlichen
Gemeinde (Magistrat und Stadtraih) geltend machen
wird. wovon der Erfolg zu erwarten ist. Sollte die
weltliche Gemeinde den Anspruch der Kirchengemcinde
nicht anerkennen, so wird in einer neuen Gemeindever¬
sammlung die Kirchengcmeindc zu beschließen haben, ob
sie den Anspruch im Wege Rechtens gegen die Stadt
verfolgen und in welcher Weise sic in diesem Falle einst¬
weilen für die Bedürfnisse der Kirchenkasse sorgen will.

Der Kirchenrath wird bann auf seinem bisher nicht
zur Abstimmung gekommenen Vorschlag, die Kirchenum-
lage für das laufende Rechnungsjahr nach dem Fuße des
Armcnbcitragsaufzubringen, zurückkommenund wir
können nur wünschen, daß, wenn der Anspruch an
die Octroi nicht durch ; »führe » sein sollte,
dieser Vorschlag von der Gemeinde angenommen werde,
die sich hoffentlich zahlreich genug in der Versammlung
eiusindcn wirb, um dicsein Vorschläge, dem auch der
Ausschuß der Kirchengemeindc zugcstimmt hat. die Bc-
schlußnahmez» sichern.

Der Vorschlag des Kircheuraths und Ausschusses hat
in Nr. 59. des „Sogenannten" Widerspruch gesunden.
Man findet ihn dorr nur bequem, aber weder gerecht
und christlich noch politisch. Wir halten cS nicht für
nothig. den Kirchenrath und Ausschuß, beiläufig be¬
merkt. etwa 30 von der Gemeinte gewählte Männer,
gegen den Vorwurf zu vertheibigen. daß sic einen Vor¬
schlag gemacht, der „nicht gerecht" ist; wir wollen nicht
weiter in Betracht ziehen, daß dem Kirchenratb, in wel¬
chem auch die drei Pfarrer der Gemeinte sitzen, vorge¬
worfen wird, sein Vorschlag sei „nicht christlich"; wir
schweigen über die neuerfundcneKirchen-Politik. die der
Autor jenes Artikels als Reform hinter Gerechtigkeit
und Christenthnm einhcrtrabcn läßt. Die dort ausge¬
sprochenen Ansichten haben in der Gemeinde noch wenig
Boten und wir fürchten nicht, daß sie solchen durch
jenen Artikel gewinnen. Jetermann fühlt es heraus,
daß lediglich die Furcht vor der Vermögens- und Ein¬
kommensteuer denselben geboren hat. Knecht Ruprecht
wirb dort wieder in die Kinderstube geschickt, um wie
sonst mit dem Ausziehen des Wohlhabenden aus der
Gtadt diesmal mit dem Austritt aus der Kirchcnge-
meiuschaft zu drohen. Wir kennen das schon, und
fürchten uns nicht mehr. Wir möchten einmal die
Männer kennen lernen, die fähig wären, den Frieden
in der Kirchxfigcmrintezu stören, ja sogar von der
Kirchengcmeinschäst sich ganz loszüsagen. um einer Kir-
chefisteüer' von her Größe eines zwei- bis dreimoitäilichen
Armcnbcitrags zu entgehen. Wir möchten erfahren, wie
es mit der Anhänglichkeitan die evangelische Kirche in
unserer Gemeinde steht, ob der gemeine  Sinn die Ue-
berhanv gewinnen kann über den Ge mein sinn.

Es ist und bleibt gerecht und christlich:
„Wem viel gegeben ist. von dem darf man
viel fördern ." —s.

Der Stadtrath und die Kirchengemcinde.
In der Sitzung am vorigen Montage hat ter Itatt-

rath nicht allein von Ausgaben der hiesigen evangelischen

Kirchengemeintê Theile auf die Stadtkasse übernom¬
men, sondern auch eine verhältnißmäßige Summe für
die kirchlichen Zwecke dtr Juden und Katholiken bewil¬
ligt. Der Stäbtrath hat damit eine Ausgabe von über
2000 H auf stine Schultern genommen, und die Kir-
cheugcniciuke der größten Sorge, welche sie mit ihrer
Selbstständigkeit überkommen, der Sorge ums Geld
(wer weiß auf wie lange?) enthoben.

Die Selbstständigkeit ter Kirche ist daher auch wirk¬
lich beneideiiswerth. Sie läßt bauen, was ihr gut
dünkt, wählt einen Rechnungsführer, bestimmt seinen
Gehalt, und sagt nun zur politischen Gemeinde: Du
wirst so gut sein und bezahlen, denn dazu bist du ver¬
pflichtet. Wir können der Kirchengemcindeeben nicht
verarge», wenn sie cs versucht, das Geldanschaffen der
Stakt zu übertragen, und nur das Geld-Ausgeben für

> sich zu behalten wünscht, hätten inbeß nicht geglaubt.
^ daß der Stadlratb sich auf diese Forderung so leicht
! einlasseu würde, denn er hat doch die politische Gemeinde

zu vertreten. Bevor derselbe aus städtischen Mitteln
eine solche Summe bewilligte, hätte er sich doch auch
von der Kirchengemcinde den Beweis führen lassen müssen,
daß der Großhcrzog die Verpflichtung gehabt habe, jähr¬
lich eine bestimmte Summe für die Kirchengemcinde auf
die Octroi anzuwcisen.

Es wird aber Niemand bestreiten, daß der Groß¬
herzog innerhalb der vom Gesetze vorgeschriebenen Gren¬
zen, d. b. — zum Besten der Einwohner— über die
Octoi frei zu verfügen hatte; und baß derselbe ohne
Verletzung des Gesetzes die ganze Octroi z. B. zur
Schiffbarmachung der Hunte hätte verwenden können.

Die jährliche Bewilligungeiner gewissen Summe
aus der Octroi zu kirchlichen Zwecken war also eine
freiwillige,  keine gezwungene;  die Kirchengemeinde
konnte aus ihr keinen rechtlichen Anspruch herleiten.

Jetzt ist die Stadt in die Stelle des Großherzogs
getreten; sie hat die freie Verfügung über die Octroi
innerhalb der gesetzlichen Grenze, und ist daher eben so
wenig verpflichtet, für die Bedürfnisse der Kirchenge-
meinbe zu sorgen, als es vordem der Landesherr war.
Der Stadtrarh durfte deshalb diese Verpflichtung
nicht anerkennen, zumal um so mehr, da der Magistrat
sie znrückgewiesen hatte; erkannte der Stadtrath die
Verpflichtung nicht an. so durste er wiederum ein
Geschenk  von mehr als 2000 «P den verschiedenen
Kircheugenossenschasten nicht bewilligen, ohne seine Be¬
fugnisse zu überschreiten.

Bei solche» Fragen müssen die Vertreter ihre Stel¬
lung scharf begrenzen; da sonst, bei der Neuheit der
Sache Kirche und Staat mur zu leicht noch als ein und
dasselbe angesehen werden. F.

Schleswig - Holstein.
Die Herzogthümer Schleswigs-Holstein, denen der

Aermste in Deutschland gern von seinen Ersparnissen
etwas zufließen läßt, haben für Vorschüsse an die deutsche
Bundesarmeet Millionen zu gute, deren Auszahlung
von mehren deutschen Regierungen geweigert wird, weil
sie ihrerseits mit dem deutschen Bunde sich noch nicht
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berechnet hätten. Das ist der nichtigste Vorwand von
der Welt und cs kommt etwa so heraus, als wenn
Jemand, welcher eine Reise macht, deren Kosten die
Gemeinde tragen muß, dein einzelnen Wirthe, bei wel¬
chem er einkehrt, oder dem Fuhrmann, welcher ihn fährt,
die Zahlung deshalb vorenthalten wollte. Wer bas
in einem Dorfe vorbrächtc, würde verlacht werden. Aber
an Hofen gilt Blödsinn oft für Witz. Unsere Regie¬
rung will ehrlich zahlen, wie man hört.

Die Landtagsabgcordneten Kaiser , Pancratz,
Strackerjän , v. Tbüncn und Wibcl  haben der
StaatSrcgierung eine Vorstellung übergeben. worin sie
die Bitte aussprechen:

„hohe StaatSrcgierung wolle die Auszahlung der er¬
wähnten Schuld an die Statthalterschaft der Herzog-
rhüincr Schleswig-Holstein (circa 50,060 ganz
oder soweit thunlich verfügen." ''
Die auswärtigen Abgeordneten sind aufgcfordert,

dieser Bitte beizutreten.

An die Oldenburger und OsternburgerWahler
zur Synode.

Die Synode, zu welcher wir .am  Sonntage wählen
sollen, hat vorzüglich darüber zu wachen, daß unsere
freisinnige Kirchenverfassung uns von der Blindschleiche
Reaction nicht verkümmert werde. Eine freisinnige Ver¬
fassung in Kirche und Gemeinde ist die Grundlage der
politischen Freiheit. Darum wollen wir unser Kleinod
uns nicht rauben lassen.

Eine Partei schlägt uns zum geistlichen Abgeordneten
den Pastor GreveniS vor. .denselben, von dem wir wissen,
baß er sich in der constiiuircnben Synode  als
der hartnäckigste Gegner einer freien Kirchenrcrfassung
gezeigt hat. — Bartelman» , allezeit der Kandidat der
Reaction, soll neben ihm unser weltlicher Abgeordneter
sein. . : -

Damit wäre dir neue schwer errungene freie Kirchen-
verfassung in die Hände ihrer Gegner überliefert.

Um diese Gefahr abziiwentcn, haben wir uns mit
Dielen geeinigt und wollen wählen

zum weltlichen Abgeordneten  den Obcr-
gerichtsrath Mibel in Oldenburg,

dessen Ueberlegenhcik über Grcvcrns und seine Partei
wir cS verdanke» , daß wir die freisinnige Kirchenvcr-
fassnng bekommen haben;

:zu»l geistlichen Abgeordneten  de » Ober-
kirchenraty (Ärist in Oldenburg,

welcher mehr der Gemeinte Freund ist, als der Priester-
Herrschaft und Bevormundung freier Bürger.

Mitbürger! . stinimt. mit uns!, thut Eure Bürger¬
pflicht! Stellt ' Euch" zahlreich äst der Wahlurne ein,
sonst ist die Kirchellverfüssung in befuhr!

IM !' . ' ", ^ '

Der Zauberer Wiljalby Fxtkel
hat am Mittwoch seine erste Gastvorstellung auf dem
Tivoli-Theater gegeben. Zauberer  müssen wir ihn
nennen, er sagt zwar, cs sei nur schcinbarc  Zauberei,
die er treibt das lassen wir uns aber nicht weiß machen.
O ja — wir kennen wohl Leute, die was aus der
Luft greifen und doch nicht für Zauberer gelten, sondern
nur für Lügner; —. indeß große gläserne Gefäße, bis
an den Rand mit Wasser angcfüllt und mit'Goldfischen
versehen, aus der Luft greifen, wie Frikcl, — das soll
Einer wohl bleiben lassen, der nicht zaubern kann. —
Wenn wir früher gesehene derartige Zauberkünste uns
dadurch erklären konnten, daß sie mit Hülfe der vielen
Apparate zu Stande gebracht würden, so fällt das bei
Herrn Frikel ganz und gar weg. Frei, auf einem klei¬
nen gewöhnlichen Tischchen stehend— kein Kästchen,
kein Schachlelchen— nicht die geringste Bcihülfe—
greift er im wahren Sinne des Wortes Alles ans der
Luft; er spricht„ es werde !" und siehe da, cs wird.
— Als wir die grenzenlosen Lobeserhebungen über Hrn.
Frikel 's Leistungen in Leipzig , Breslau , Mün¬
chen, Wien  re . lasen, da schüttelten wir ungläubig
den Kopf, hielten alles Gesagte für ungeheure Ueber-
treibung; doch jetzt, da wir Herrn Frikcl gesehen, finden
wir, daß kein Lob seine, nicht nur an das Wunderbare
grenzenden,  sondern — um mit König Ludwig zu
sprechen— wunderbar seienden  Produclionenerreicht.
Ilcbrigcns sind wir zweifelhaft, ob wir den stauncns-
werlhen Kunststücken oder der liebenswürdigenBescheiden¬
heit des Herrn Frickel mehr Lob spenden sollen. Am
Freitag den 9. August. wird er seine letzte Vorstellung
auf dem Tivoli-Theater geben. Wir halten cS für un¬
sere Schuldigkeit; dies mit lauter Stimme zu verkünden,
damit später, wenn der Zauberer nicht mehr hier ist
und alle Welt von seinen Wundern erzählt. Keiner sagen
kann: „ach hätt' ich doch das gewußt, dann wäre ich
auch hingegangen." Der Beobachter.

KME sLh emev» ,
Freitag, den 9. August: Letzte Gastdarstcüung des Hrn.

Wiljalba Frikel.
Sonntag, den 11. August: Gallerte lebender Bilder.

Vorher. Ein weißer Othello. Schwank in 1 Act
von W. Friedrich. Tanz- Divertissements von der
Ballettänzer- Gesellschaft Jcrwitz-Lindor. Den An¬
fang macht: Der Mann von viel Fraueii. Liistspiel
in 1 Act von L. Angelst, s

Dienstag, den 13. : Benefiz, für Frau Reitst.
; Th- -Fürst, .Direktor.

- — ' . j - u— - - --

Sonntag, den 11. August predigen in der Lambertikirche:
Frühhrediät: Herr Eand. Riütisäücr. Ans? 8 Uhr.
Haup-pretigt: „ Pastor Grevcrus. „
Nachmjilagspr. „ Hvf.-Prcelger Wallroth „ 2 „

Redacleur: Wilhelm Calberla . — Schnellpresse»druck und Lftrlag' vr» Äerhärt Stalliug lssDldcüburg;
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VH. Ml'ASNA Dienstag, den 13. August 1850. M 65.

Birkenfeld , Juli 18 SV.

Hätten die Regierungen alle Beschlüsse der deutschen
Nationalversammlung mit der Bereitwilligkeit vollzogen,
wie den vom 15. Juli 1848 hinsichtlich der Verstärkung
der Kriegsmacht, wahrlich, cs stünde heute besser um
unser armes zerrissenes Vaterland. —

Auch unsere Regierung blieb hierin nicht zurück und
erließ für das Fürstenthum Birkenfelddie Verordnung
vom 21. April v. I . , welche bekanntlich die Militair-
Lienstpflicht im Vcrhältniß zu früher sehr erschwerte,
indem die Mannschaftnicht allein um ein Viertel ver¬
mehrt, so daß aus der bisherigen Compagnie ein Ba¬
taillon formirt werden konnte, sondern auch die Prä-
scnzzcit von einem halben Jahre auf anderthalb Jahre
erhöht wurde.

Da diese Verordnung auf Grund des Artikels 160.
dcs Staatsgrundgesctzes einseitig von der Staatsregierung
erlassen war, so bedurfte dieselbe nach eben diesem Artikel
der Zustimmung des nächsten Landtags. Dieser verwei¬
gerte solche und wurde denn auch hiernach durch die
Verordnungvom 28. Mai l. I . die frühere vom 21.
April v. I . wieder aufgehoben. Bis dahin hatte Alles
seinen gesetzlichenGang.— Statt nun diese Verordnung
zu vollziehen und den 8latu8<;no vor dem 21. April
v. I . wieder hcrzustellcn, blieb das Bataillon nach wie
vor fortbestchen. Dem Befremden, was sich hierüber
aussprach, hörte man von Männern von Fach damit
cntgcgcntretc» . daß ein sofortigesReduciren mit dem
Dienste nicht verträglich sei. — Als aber später statt
dessen mit der Organisation des Bataillons vorange¬
schritten wurde/ als die entsprechende«Bagage- und Mu-
nitionswagen von Oldenburg kamen und endlich sich
nun gar der General einfant, um sich von der vollstän¬
digen Organisationdes Bataillons zu überzeugen. da
war mane nttäuscht.

- Die größte Entrüstung mußte ein solches Verfahren
bei Jedem Hervorrufen, der es redlich mit Gesetz und
Ordnung und der daraus hervorgchendcnwahren Frei¬
heit meint, denn Willkür ist unerträglich, sie mag Her¬
kommen, woher sie will. Wir sind begierig, wie die
Staatsregierung diesen neuen Act der Gewalt vor dem
nächsten Landtag zu rechtfertigen versuchen wird. Daß
dieselbe sich jeglichenBoden unter den Füßen wcgzieht
durch dies offenbareZuwiderhandeln gegen ihren eignen
Erlaß, bedarf kaum der Erwähnung.

Der Schleswig -Holsteinische Krieg.

Es hat mir Spaß gemacht, in Nr. 61 des Beob¬
achters zu lesen, daß die „Neuen Blätter" ungehalten
gewesen sind über den Artikel „der Schleswig-Holstei¬
nische Krieg" in der vorhergehendenNummer. Ich lese
die Neuen Blätter selbst nicht, sie sind mir zu ekelhaft,
aber gelegentlichaus ihnen zu hören, wenn sic über
meine politischen Ansichten ungehalten sind, macht mir
Spaß , und wenn sic gar schimpfen und von Unrühm-
lichkcitcn sprechen, so rechne ich mir das zur Ehre.

Was den Ausdruck„Steckenpferd" betrifft, dessen
sich die Rcactionairs gern bedienen, wenn die Demo¬
kraten ihnen ihre alten Sünden Vorhalten, so ist er
nicht übel gewählt, aber doch nun zu sehr verbraucht.
Es soll damit ein kindlich unschuldiges Vergnügen be¬
zeichnet werden. O , daß cs dies wäre! Wenn Männer,
welche durch ihre früheren liberalen und volksthümlichen
Acußcrungcn sich das Vertrauen des Volks erworben
hatten und zu Volksvertretern in der wichtigsten und
heiligsten Sache des Vaterlandes gewählt wurden; und
sobald sie gewählt sind, die Maske abwerfcn und das
grade Gegcnthcil von dem thun, wozu sie berufen waren,
das verdient wahrhaftig wohl eine ernste und öftere
Rüge, die nicht mit einem Kinderspiclzeug verglichen
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